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Gelingt eine ehrliche Verdoppelung der Klima-Hilfen? 
Klimafinanzierung aus Deutschland im Bundeshaushalt 2020 
 

Im Vorfeld der Pariser Weltklimakonferenz 2015 versprach Bundeskanzlerin Angela Merkel,  die 

Haushaltsmittel zur Unterstützung der armen Länder im Kampf gegen den Klimawandel von zwei Mil-

liarden Euro im Jahr 2014 auf vier Milliarden Euro im Jahr 2020 zu verdoppeln. Zuletzt aber hat die 

Bundesregierung die Klima-Hilfen aus dem Bundeshaushalt wieder abgesenkt – gleichzeitig aber ihre 

Zählweise verändert, um ein Wachstum zu suggerieren. Um nächstes Jahr das Versprechen der Bun-

deskanzlerin zu erfüllen, hat die Bundesregierung jetzt eine Ergänzung zu ihrem Haushaltsentwurf 

vorgelegt, um eine vom Entwicklungsminister Gerd Müller vielfach beklagte Lücke von rund 500 Milli-

onen Euro zu schließen.  
 

Die Klimafinanzierung ist integraler Bestand-

teil der internationalen Klimapolitik. Über sie leisten 

die Industrieländer (neben der Reduzierung der ei-

genen Treibhausgasemissionen) einen Teil ihres 

fairen Beitrags zum globalen Klimaschutz und unter-

stützen die armen Länder bei der Anpassung an den 

Klimawandel. Die Unterstützung fußt auf einer völ-

kerrechtlichen Verpflichtung der Industrieländer in 

der UN-Klimarahmenkonvention von 1992, die auch 

im Pariser Abkommen von 2015 bestätigt wurde.  

Abb. 1: Entwicklung der Klimafinanzierung 2014-2020  
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Die grünen Balkenflächen zeigen die eingesetzten Haushaltsmittel, etwa für bilaterale Zuschüsse oder Einzahlungen in multilaterale Fonds. Die 
roten Balkenflächen geben von KfW/DEG auf dem Kapitalmarkt aufgenommene („mobilisierte“) Mittel für Darlehen im Rahmen der Entwicklungs-
zusammenarbeit wieder. Erstmals 2017 hat dabei die Bundesregierung die in zinsvergünstigten Instrumenten rechnerisch enthaltenen Zuschuss-
äquivalente gesondert ausgewiesen und sie in ihrer Außendarstellung den grünen Balkenflächen zugeordnet, um ein Wachstum gegenüber 2016 zu 
suggerieren. Für 2019 und 2020 liegen bisher nur Planzahlen bzw. Schätzwerte für die 'Klimaleistung' (Haushaltsmittel plus Zuschussäquivalente) 
insgesamt vor, d.h. ohne Aufteilung auf die jeweiligen Kategorien und auch ohne die mobilisierten Mittel (rote Flächen). 
 Quelle: Eigene Darstellung nach Angaben der Bundesregierung 
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2009 setzten sich die Industrieländer das Ziel, 

die Klimafinanzierung bis 2020 auf jährlich 

100 Milliarden US-Dollar zu steigern und dafür Mittel 

aus öffentlichen und privaten Quellen zu mobilisie-

ren. Deutschlands Beitrag zu diesem Ziel besteht im 

Wesentlichen aus Klima-Hilfen des Bundesministeri-

ums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-

wicklung (BMZ) im Rahmen der Technischen und 

Finanziellen Zusammenarbeit, in Form von Beiträgen 

an multilaterale Klima-Fonds, anteilig aus Beiträgen 

an die multilateralen Entwicklungsbanken sowie aus 

den Mitteln der Internationalen Klimaschutzinitiative 

des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz 

und Reaktorsicherheit (BMU). Hinzu kommen erheb-

liche Beträge durch Darlehen der KfW bzw. der DEG, 

die diese aus Eigenmitteln bereitstellen bzw. über 

den Kapitalmarkt mobilisieren.  

Tabelle 1 enthält eine Übersicht über die rele-

vanten Posten der beteiligten Ministerien über die 

Jahre 2016-2019. Man beachte, dass sich oft die 

Klima-Mittel nicht direkt aus den Einzeletats der 

Ministerien ablesen lassen, weil nur ein Teil der Mit-

tel der entsprechenden Titel für klimarelevante Pro-

jekte verwendet werden – so etwa bei der Finanziel-

len und Technischen Zusammenarbeit, die ja noch 

zahlreiche weitere Zwecke verfolgt.

 
Tabelle 1: Haushaltsmittel der Klimafinanzierung 2016-2019 

 2016 (IST) 2017 (IST) 2018 (IST)  2019 (SOLL)  

 Etat des Entwicklungsministeriums  

  Klimarelevante bilaterale FZ/TZ 
a
 2,1 Mrd. €  

2,1 Mrd. € 
 

2,0 Mrd. € 
 

ca. 2,6 Mrd. € 
  Kirchen, private Träger, intl. Organisationen 224 Mio. € 

  Multilaterale Klimafonds und -programme 322 Mio. € 277 Mio. € 356 Mio. €  

  Multilaterale Entwicklungsbanken 
b
 139 Mio. € 141 Mio. € 146 Mio. € 

 Etat des Umweltministeriums     

  Beiträge an intl. Organisationen 
c
 7 Mio. € 7 Mio. € 7 Mio. €  

ca. 450 Mio. €   Internationale Klimaschutzinitiative 440 Mio. € 484 Mio. € 70 Mio. € 

  Multilaterale Klimafonds und -programme 70 Mio. € 50 Mio. € 462 Mio. € 

 Etats sonstiger Ministerien
 d

     

  Diverse 73 Mio. € 53 Mio. € 50 Mio. € 50-70 Mio. € 

 Gesamt
 

3,4 Mrd. € 3,1 Mrd. € 3,0 Mrd. € 3,1 Mrd. € 

 Zuschussäquivalente
 e

 unbekannt 556 Mio. € 319 Mio. € ca. 400 Mio. € 
f
  

Angegeben sind die eingesetzten oder geplanten Haushaltmittel sowie (letzte Zeile) die Zuschussäquivalente von zinsvergünstigten Darlehen. 
Bei bilateralen Klima-Projekten werden üblicherweise die in einem Jahr gemachten bzw. geplanten Zusagen gezählt, bei multilateralen Mitteln 
die jeweiligen Einzahlungen in multilaterale Klima-Fonds. Die Zahlen für 2019 sind Planzahlen der Bundesregierung. Die kleineren Beträge der 
Etats weiterer Ministerien sind hier mit 50-70 Mio. Euro geschätzt auf Basis der Zahlen aus den vergangenen Jahren. 
a Inklusive klimarelevante Maßnahmen im Rahmen der Sonderinitiativen sowie der Ausfinanzierung der Zusagen, die 2011-2013 über das 
Sondervermögen Energie- und Klimafonds (EKF) gemacht wurden. 
b Die Bundesregierung rechnet auch ihre Beiträge zu den multilateralen Entwicklungsbanken im Verhältnis der über diese Banken geförderten 
Klima-Maßnahmen zum Gesamtportfolio der Banken anteilig zur Klimafinanzierung. 
c Hier handelt es sich um Beiträge an die Sekretariate des IPCC, der UNFCCC und des Montreal-Protokolls. 
d Wirtschaftsministerium, Auswärtiges Amt, Landwirtschaftsministerium und Forschungsministerium. 
e Bei den Zuschussäquivalenten handelt es sich nicht um Haushaltsmittel, sondern um den rechnerischen finanziellen Vorteil von z.B. zinsver-
günstigten Darlehen im Vergleich zu Darlehen zu Marktkonditionen. Sie sind hier aufgeführt, weil die Bundesregierung sie den Haushaltsmitteln 
zurechnet, um ein Wachstum (z.B. 2017 ggü. 2016) zu suggerieren. 
f In den Vorbemerkungen des 2019er Einzelplans 23 ist für die Klimafinanzierung aus dem BMZ eine Zielgröße von rund 2,6 Milliarden Euro an 
Haushaltsmitteln angegeben. In einer Kommunikation an den Bundestag hat das BMZ seinen geplanten Gesamtbeitrag zur Klimafinanzierung 
inklusive Zuschussäquivalenten mit rund drei Milliarden Euro angegeben – die Differenz ergeben die Abschätzung für die Zuschussäquivalente 
in Höhe von rund 400 Millionen Euro. Quelle: Eigene Zusammenstellung nach Angaben der Bundesregierung 
 

Angela Merkel: Bis 2020 wird verdoppelt!  
 

Im Mai 2015 versprach Bundeskanzlerin Ange-

la Merkel, die Mittel der Klimafinanzierung bis 2020 

gegenüber 2014 zu verdoppeln. Grundlage der Ver-

doppelung war damals die Planzahl von rund zwei 

Milliarden Euro für bilaterale Zuschüsse (einschließ-

lich der Zinssubventionen für konzessionäre Darle-

hen, aber nicht die Darlehen selbst), Mittel für die 

Zivilgesellschaft und Beiträge an multilaterale Klima-
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Fonds im Jahr 2014, die nun bis 2020 auf jährlich 

rund vier Milliarden Euro gesteigert werden sollten. 

Deutschland bekam im Vorfeld des wegweisenden 

Pariser UN-Klimagipfels viel Zuspruch – und setzte 

andere Geberländer unter Druck. Immerhin bis 2016 

sind die Gelder aus Deutschland auch gewachsen, 

und die Bundesregierung hat sich auch an anderer 

Stelle als ehrgeiziger Akteur gezeigt, etwa bei den 

frühen Zusagen an den Green Climate Fund (GCF). 

Umso beklagenswerter ist es daher, dass seit 

2016 die Haushaltsmittel der Klimafinanzierung ge-

sunken sind. Für 2019 ist eine leichte Erholung ge-

plant, auch wenn gemäß den Planzahlen das Niveau 

von 2018 nur leicht übertroffen und das von 2016 

nicht erreicht werden soll (vgl. Abb. 1 und Tabelle 1). 

Anstatt die Mittel im Bundeshaushalt in den 

Jahren 2017-2019 ausreichend anzuheben, ist die 

Bundesregierung darauf verfallen, ab 2017 die Zu-

schussäquivalente von konzessionären Darlehen 

(d.h. die rechnerischen finanziellen Vorteile von 

zinsvergünstigten Darlehen gegenüber Darlehen zu 

Marktkonditionen) gesondert auszuweisen (rot 

schraffierte Fläche in Abb. 1) und in der Berichter-

stattung den Haus-

haltsmitteln zuzuord-

nen (grüne Flächen), 

ohne dies auch für die 

Jahre 2016 und früher 

zu tun. Das erzeugt 

etwa für 2017 den 

Trugschluss eines 

Wachstums gegenüber 

dem Vorjahr, wo in 

Wahrheit eine Verrin-

gerung der Mittel zu 

beklagen ist.  

 

Haushalt 2020: Ver-

doppelung oder Trick-

serei? 

 

Mit derselben 

Praxis möchte sich die 

Bundesregierung auch 

um die versprochene 

Verdoppelung der Kli-

ma-Hilfen bis 2020 

herummogeln. Auch 

hier sollen die Zu-

schussäquivalente von Entwicklungskrediten und 

zudem die anteiligen Mittel für die multilateralen 

Entwicklungsbanken zum Zielniveau von rund vier 

Milliarden Euro beitragen, obwohl beide Posten 

nicht Bestandteil des zu verdoppelnden Ausgangsni-

veaus von 2014 waren. Das bedeutet: Wird auf diese 

Weise 2020 das Niveau von rund vier Milliarden Euro 

erreicht, findet zwar ein Wachstum aber keine echte 

Verdoppelung des Ausgangsniveaus von 2014 statt.  

Eine ehrliche Umsetzung des Versprechens 

würde erfordern, dass 2020 für die vier Milliarden 

Euro nur jene Mittel verdoppelt würden, die 2014 

das Ausgangsniveau von rund zwei Milliarden Euro 

ausgemacht haben. Die Zuschussäquivalente von 

Entwicklungskrediten und anteilige Mittel an die 

Entwicklungsbanken gäbe es weiterhin (wie auch 

schon 2014), und sie würden auch weiterhin in der 

Berichterstattung zur Klimafinanzierung berücksich-

tigt – sie würden aber nicht zur Erfüllung des Ver-

sprechens herangezogen werden. 

 

500-Millionen-Lücke geschlossen? 

 

Aber auch trotz der kreativen Interpretation 

des Verdoppelungsversprechens war bis zuletzt das 

Niveau von rund vier Milliarden Euro im Jahr 2020 

offenbar nicht zu erreichen. Eine erst kürzlich von 

der Bundesregierung vorgelegte Ergänzung zum 

Haushaltsentwurf 2020 soll es nun richten und den 

Etat des BMZ um 500 Millionen Euro und den des 

Abb. 2: So funktioniert die „Verdoppelung“ (schematische Darstellung)  

2014 2020

Zielniveau 2020: 
Angerechnet werden 
außerdem MDB-Anteile 
und Zuschussäquivalente 
von Darlehen.

Ausgangsniveau 2014:
Bilaterale Zuschüsse und 
Beiträge für multilaterale 
Klimafonds.

So sähe echte 
Verdopplung aus. So "verdoppelt" die 

Bundesregierung.

Start 2014:
2 Mrd. €

Ziel 2020:
4 Mrd. €

Zuschüsse für bilaterale Vorhaben

Zuschüsse für Klimafonds

Anteilige Mittel Entwickungsbanken

Mobilisierte Mittel (Darlehen etc.)

… darin enthaltene Zuschussäquivalente
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Eine ehrliche Erfüllung des Versprechens der Bundeskanzlerin würde es erfordern, dass die Mittel für bilaterale 
Zuschüsse (inklusive Zinssubventionen und Mittel für die Zivilgesellschaft) und Beiträge an multilaterale Klima-
Fonds verdoppelt würden – denn deren Ausgangsniveau 2014 war mit rund zwei Milliarden Euro die Grundlage 
des Versprechens zur Verdoppelung. Die Bundesregierung aber möchte für die erforderlichen rund vier Milliar-
den Euro auch die anteiligen Mittel für die multilateralen Entwicklungsbanken (MDBs) und die Zuschussäquiva-
lente von Entwicklungskrediten (d.h. deren rechnerischen finanziellen Vorteil gegenüber Krediten zu Markt-
konditionen) anrechnen.  Quelle: Eigene Darstellung  
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BMU um 100 Millionen Euro gegenüber dem ur-

sprünglichen Haushaltsentwurf 2020 anheben. Da-

mit könnte nach den Planzahlen des BMZ Bundes-

kanzlerin Angela Merkel ihrer Zusage gerecht wer-

den – eine Blamage im nächsten Jahre auf internati-

onalem Parket wäre so abgewendet. 

Allerdings: die in der Ergänzung zum Haus-

haltsentwurf 2020 vorgeschlagenen zusätzlichen 

600 Millionen Euro sind ausnahmslos Erhöhungen 

der Barmittelansätze etwa für multilaterale Pro-

gramme und Fonds, neben einigen bilateralen Mit-

teln. Eine strukturelle, dauerhafte Anhebung der 

Klimafinanzierung findet nicht statt. Ob 2021 die 

Mittel weiter wachsen oder wenigstens erhalten 

bleiben, ist offen. 

Ohnehin würde eine ehrliche Erfüllung des 

Versprechens bedeuten, dass trotz der Ergänzung 

zum Haushaltsentwurf 2020 eine weitere Finanzie-

rungslücke besteht – die durch die beschriebene 

kreative Interpretation des Versprechens „wegge-

rechnet“ wird. Ihr Volumen dürfte in etwa eine wei-

tere halbe Milliarde Euro ausmachen, jedenfalls 

wenn man annimmt, dass die anteiligen Mittel für 

die Entwicklungsbanken (bisher rund 140 Millionen 

Euro) und das geplante, rechnerische Volumen der 

Zuschussäquivalente von Entwicklungskrediten (bis-

her 300-400 Millionen Euro) auch 2020 ungefähr auf 

dem Niveau der Vorjahre bleiben werden. 

 

Kaum Wachstum für multilaterale Klima-Fonds 
 

Auch wenn die internationale Klimafinanzie-

rung wachsen soll und dies (mehr oder weniger) in 

den Bundeshaushalten der Vergangenheit abgebil-

det war, setzt Knapp die Bundesregierung nur knapp 

ein Sechstel (Jahresmittel 2014-2017) der Haus-

haltsmittel für die Klimafinanzierung über multilate-

rale Klimafonds um. Größter Einzelposten wird auch 

2020 der Green Climate Fund (GCF) sein, mit dem die 

Bundesregierung 2020 die sechste Rate für die erste 

Zusage (über 750 Millionen Euro) und die erste Rate 

für die zweite Zusage (über 1,5 Milliarden Euro) leis-

ten will. 

Während der Green Climate Fund (GCF) 2018 

aus Deutschland eine international vielbeachtete 

Zusage über 1,5 Milliarden Euro erhalten hat, sollten 

nun insbesondere der Least Developed Countries 

Fund (LDCF), der Adaptation Fund im Zentrum der 

Aufmerksamkeit stehen und durch deutlich höhere 

und längerfristige Zusagen aus Deutschland besser 

ausgestattet werden. Perspektivisch sollte (gemäß 

der Richtschnur für die Entwicklungszusammenar-

beit insgesamt) etwa ein Drittel der Mittel aus 

Deutschland über multilaterale Kanäle umgesetzt 

werden. Das wäre auch inhaltlich sinnvoll,  denn 

viele der bestehenden Fonds leisten gute Arbeit, 

leiden aber unter zum Teil chronischem Finanzman-

gel. 

 
Tabelle 2: Einzahlungen in multilaterale Klima-Fonds 
Fonds 2018 2019 2020 

Emissionsminderung       

 Global Environment Facility a € 45 Mio. € 45 Mio. € 57 Mio. 

 Montreal-Protokoll € 18 Mio. € 12 Mio. € 12 Mio. 

Anpassung       

 Least Developed Countries Fund € 25 Mio. € 25 Mio. € 25 Mio. 

 InsuResilience und weitere b € 40 Mio. € 60 Mio. € 40 Mio. 

 Adaptation Fund c € 70 Mio. -- -- 

Waldschutz/REDD+       

 Forest Carbon Partnership Facility € 50 Mio. € 50 Mio. € 60 Mio. 

Bereichsübergreifend       

 Green Climate Fund € 140 Mio. € 140 Mio. € 195 Mio. 

 Multilaterale Organisationen € 7 Mio. € 7 Mio. € 7 Mio. 

 NDC-Partnerschaft € 5 Mio. € 15 Mio. € 15 Mio. 

Gesamt € 400 Mio. € 354 Mio. € 411 Mio. 

Angegeben sind die anstehenden bzw. geplanten Einzahlungen (d.h. 
Barmittel) in den jeweiligen Jahren. Sie stammen größtenteils aus 
dem BMZ-Etat (Titel Multilaterale Hilfen). Die Zahlen für 2019 und 
2020 sind Planzahlen. Noch nicht dargestellt sind die in der Ergän-
zung zum Haushaltsentwurf 2020 ggf. neu hinzukommenden Mittel. 
a Die Bundesregierung gibt hier 65 Prozent der deutschen GEF-

Beiträge an, gemäß dem Anteil der Maßnahmen zur Emissionsminde-

rung im GEF-Budget insgesamt. 
b Diverse Initiativen und Programme zu Klimarisikoversicherungen.  
c Für den Adaptation Fund macht die Bundesregierung keine länger-
fristigen Zusagen, so dass für 2019 und 2020 keine Mittelabflüsse 
vorgesehen sind – es kam in der Vergangenheit aber zu regelmäßigen 
Einzahlungen im jeweils laufenden Jahr. Dies wäre also auch für 2019 
und 2020 denkbar. 

Quelle: Eigene Darstellung nach Angaben der Bundesregierung 

 
Chance vertan: IKI steigt kaum an 

 

Es ist bedauerlich, dass die Bundesregierung 

bisher nur eine bescheidene Steigerung bei der In-

ternationalen Klimaschutzinitiative des BMU (IKI) 

umgesetzt hat. Die IKI fördert nicht nur Projekte mit 

sehr ausgeprägter Klimarelevanz, sondern ist auch 

ein strategisches Instrument der Bundesregierung 

zur Bildung von Allianzen mit progressiven Ländern 

im globalen Klimaschutz und bei den internationalen 

Verhandlungen, für die das BMU die Federführung 

hat. Richtig wäre es gewesen, die Ansätze der IKI seit 

2014 so zu gestalten, dass bis 2020 eine Verdoppe-

lung des jährlichen Zusagevolumens (das über die 

Verpflichtungsermächtigung des Titels gedeckt ist) 

erreicht hätte werden können. Hier ließe sich für 

2020 Abhilfe schaffen. Die in der oben beschriebe-

nen Ergänzung zum ursprünglichen Haushaltsent-

wurf 2020 enthaltenen zusätzlichen 100 Millionen 
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Euro an Barmitteln helfen zwar, das Versprechen der 

Bundeskanzlerin zu erfüllen, stellen aber kein struk-

turelles Wachstum dar. 

 

Gemischtes Bild bei der Verwendung 

 

Die UN-Klimakonferenzen produzieren regelmäßig 

Beschlüsse, nach denen die Verwendung der Klima-

finanzierung ausgewogen für Anpassung an den 

Klimawandel und Emissionsminderungen verteilt 

werden solle – denn: beides ist unerlässlich. Insge-

samt stellen die Geber aber deutlich mehr Mittel für 

den Klimaschutz zur Verfügung als für den Umgang 

mit den Folgen. In Deutschland ist das Bild gemischt, 

wie die beiden folgenden Abbildungen zeigen. 

Sind vier Milliarden Euro ausreichend?  

 

Die Bundesregierung hat mehrfach versichert, 

Deutschland werde fair und angemessen zu dem Ziel 

der Industrieländer beitragen, die Klimafinanzierung 

bis 2020 auf insgesamt 100 Milliarden US-Dollar pro 

Jahr anzuheben. Intern hatte die Bundesregierung in 

der Vergangenheit diesen fairen Anteil mit rund 

zehn Prozent gehandelt. Offiziell wehrt sich die Bun-

desregierung aber gegen eine solche Festlegung. Es 

ist allerdings unstrittig, dass die geplanten vier Milli-

arden Euro an Haushaltsmitteln (mit oder ohne Zu-

schussäquivalente von konzessionären Darlehen) 

wohl kaum diesen fairen Anteil ausfüllen können. 

Die Lücke möchte die Bundesregierung über mobili-

sierte Mittel des Kapitalmarkts (z.B. für Entwick-

lungskredite über die KfW, die hier dann mit ihrem 

Nennwert, d.h. nicht nur dem Zuschussäquivalent 

gezählt werden) und mobilisierte private Investitio-

nen schließen. Zwar sind etwa zinsvergünstigte Dar-

lehen ein gängiges Instrument in der Entwicklungsfi-

nanzierung, und es ist auch richtig, dass für die De-

karbonisierung der Weltwirtschaft ein Umschichten 

privater Finanzflüsse erforderlich ist. Die tatsächliche 

Unterstützungsleistung, zu der die reichen Länder 

sich in der UN-Klimarahmenkonvention verpflichtet 

hatten, steckt aber nicht in den privaten Investitio-

nen, sondern wohl eher in den Zuschüssen bzw. im 

Ausmaß der Zinsvergünstigung eines Darlehens und 

nicht im Darlehen selbst. 

Für eine ambitionierte Interpretation des 100-

Milliarden-Versprechens wäre es daher angebracht, 

ausschließlich die eingesetzten Haushaltsmittel und 

die Zuschussäquivalente von zinsvergünstigten Dar-

lehen (und anderer konzessionärer Instrumente) 

heranzuziehen. Mithin bräuchte es statt der geplan-

ten Verdoppelung auf rund vier Milliarden Euro eher 

eine Vervierfachung auf rund acht Milliarden Euro an 

Haushaltsmitteln. Die Möglichkeit, hier in den Folge-

jahren noch nachzubessern, besteht, denn die In-

dustrieländer hatten auf dem Pariser UN-Klimagipfel 

2015 zugesagt, das 100-Milliarden-Ziel bis 2025 aus-

zudehnen (d.h. das Niveau von 100 Mrd. US-Dollar 

pro Jahr bis dahin zu halten) und für die Zeit danach 

ein weitergehendes Ziel zu beschließen. 

 

Empfehlungen 

 

Mit Blick auf die Klimafinanzierung 2020 und auch 

die künftigen Jahre ergibt sich eine Reihe von Emp-

fehlungen für die Bundesregierung: 

 

Abb. 3: Verwendung 2016-2018, nur Haushaltsmittel 

Anpassung 
33.9%

Minderung
39.5%

Cross-
cutting 
15.7%

Unklar 4.9%

 
Betrachtet man nur die Haushaltsmittel, hält sich die Mittelverteilung 
zwischen Anpassung und Klimaschutz in etwa die Waage.    

Quelle: Eigene Darstellung nach Angaben der Bundesregierung  
 
 Abb. 4: Haushaltsmittel und mobilisierte Mittel 

Anpassung 
19.0%Minderung

60.7%

Cross-
cutting 
15.7%

Unklar 4.6%

 
Betrachtet man sämtliche Mittel, d.h. neben den Haushaltsmitteln 
auch Entwicklungskredite und andere Instrumente, gerät die Balance 
in gehörige Schieflage – deutlich weniger Mittel stehen für die Anpas-
sung zur Verfügung, von der international verabredeten Ausgewo-
genheit kann keine Rede sein. 

Quelle: Eigene Darstellung nach Angaben der Bundesregierung 
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1. Die Klimafinanzierung sollte weiter ansteigen. 

2020 sollte wenigstens das 4-Milliarden-

Versprechen der Bundeskanzlerin ohne kreative 

Interpretationen erfüllt werden. Das würde er-

fordern, die gegenwärtigen (und durch die Ergän-

zung zum Haushaltsentwurf 2020 schon ange-

passten) Planzahlen um rund eine halbe Milliarde 

Euro weiter zu erhöhen. 

 

2. In den Folgejahren ab 2021 sollte die Klimafinan-

zierung kontinuierlich weiter ansteigen. Keines-

falls dürfen die Haushaltsmittel der Klimafinan-

zierung wieder auf ein Niveau unterhalb von rund 

vier Milliarden Euro fallen.  

 

3. Die Bundesregierung sollte in Zukunft den relati-

ven Anteil der Mittel für multilaterale Klimafonds 

erhöhen. Fonds wie der Adaptation Fund oder 

der Least Developed Countries Fund leisten gute 

Arbeit, leiden aber konstant unter unzureichen-

der Ausstattung. 

 

4. Gerade mit den Haushaltsmitteln etwa des Ent-

wicklungsetats sollte die Bundesregierung ver-

stärkt die Anpassung an den Klimawandel för-

dern, um so in Kombination mit den übrigen Mit-

teln (etwa in Form von Darlehen) eine bessere 

Balance zwischen Anpassung und Klimaschutz zu 

erreichen.  

 

5. Die Bundesregierung sollte regelmäßig und vor 

allem zeitnah an den Bundestag zur Klimafinan-

zierung berichten, etwa durch Aufstellungen über 

bereitgestellte Volumina aus den Einzelnen 

Haushaltstiteln, geschätzte Volumina für das je-

weils laufende Jahr – und natürlich über den wir-

kungsvollen Einsatz bereitgestellter Mittel. 
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